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Allgemeine Geschäftsbedingungen für Lieferungen und Leistungen Integral Medical GmbH 
§ 1 Geltungsbereich 
1.1 Allen unseren Angeboten und Aufträgen liegen ausschließlich die nachstehenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen zugrunde, 
auch soweit bei ständigen Geschäftsbeziehungen später nicht ausdrücklich auf sie Bezug genommen wird. Entgegenstehende oder 
von unseren Allgemeinen Geschäftsbedingungen abweichende Bedingungen des Kunden erkennen wir nur an, wenn wir diese 
schriftlich ausdrücklich bestätigt haben. 
1.2 Unsere Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten nur gegenüber Unternehmern im Sinne des § 14 BGB, sofern der Vertrag zum 
Betrieb des Unternehmens gehört, sowie gegenüber juristischen Personen des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtlichen 
Sondervermögen im Sinne von § 310 Abs. 1 BGB. 
1.3 Vorbehaltlich abweichender einzelvertraglicher Vereinbarungen gelten für sämtliche Auslandsgeschäfte die INCOTERMS 2020. 
1.4 Soweit in unserer Auftragsbestätigung darauf hingewiesen wird, können ergänzend zu diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
weitere Bedingungen Anwendung finden, wie etwa unsere Allgemeinen Pflegebedingungen für Systeme, unsere 
Datenschutzvereinbarung gemäß Art. 28 DSGVO sowie Vorgaben zur Einhaltung der MDR inklusive unserer Qualitätssicherung. Diese 
gehen im Rahmen der Rahmenvereinbarung für Lieferungen und Leistungen (QSV) in ihrem Anwendungsbereich den vorliegenden 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen vor. 
 
§ 2 Angebote, Vertragsabschluss 
2.1 Alle von uns abgegebenen Angebote sind freibleibend und unverbindlich, sofern nicht ausdrücklich anders angegeben. 
Bestellungen gelten erst dann als angenommen, wenn sie von uns schriftlich bestätigt wurden. Unsere Auftragsbestätigung ist für 
den Vertragsinhalt maßgeblich, sofern uns nicht innerhalb von 14 Tagen nach Datum der Auftragsbestätigung ein schriftlicher 
Widerspruch zugeht. Mündliche Nebenabsprachen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit in jedem Fall unserer schriftlichen Bestätigung. 
2.2 An Leistungs-, Produkt- und Programmbeschreibungen, Zeichnungen, Testprogrammen und sonstigen Unterlagen, die dem 
Kunden im Rahmen des Angebots überlassen werden, behalten wir uns sämtliche Rechte uneingeschränkt vor. Diese Unterlagen 
dürfen nur mit unserer vorherigen Zustimmung Dritten zugänglich gemacht oder anderweitig verwendet werden. Die darin sowie in 
Prospekten, Anzeigen und sonstigem Informations- und Werbematerial enthaltenen produktbeschreibenden Angaben und 
technischen Daten werden sorgfältig erstellt, stellen jedoch, sofern nicht ausdrücklich als Beschaffenheitsgarantie gekennzeichnet, 
keine Garantie dar. Technisch bedingte Änderungen bleiben auch nach Vertragsschluss vorbehalten, sofern sie keine wesentlichen 
Auswirkungen auf die vereinbarte Funktionalität des Liefer- oder Leistungsgegenstandes haben. 
 
§ 3 Preise und Zahlungsbedingungen 
3.1 Unsere Preise verstehen sich ab Werk Espelkamp, ausschließlich Verpackung, Fracht, Versicherung und der gesetzlichen 
Umsatzsteuer. Sofern nicht anders vereinbart, werden Reisekosten und Spesen gesondert berechnet. 
3.2 Vorbehaltlich anderslautender Auftragsbestätigung sind unsere Rechnungen in der darin ausgewiesenen Währung innerhalb der 
angegebenen Zahlungsfrist ab Rechnungsdatum netto ohne Abzug zu zahlen. Bei Lieferungen ins Ausland gilt als Zahlungsbedingung 
nach unserer Wahl entweder Vorkasse oder andere anerkannte Zahlungsmittel auf Kosten des Kunden. 
3.3 Die Annahme von Wechseln oder Schecks erfolgt nur erfüllungshalber; als Zahlungszeitpunkt gilt der Zeitpunkt der Einlösung oder 
Enthaftung. Alle Kosten und Spesen für Diskontierung oder Einziehung der Wechsel trägt der Kunde. 
3.4 Der Kunde gerät in Zahlungsverzug, wenn er trotz Fälligkeit und Zugang einer Mahnung nicht zahlt. Der Verzug tritt ferner ohne 
Mahnung 30 Tage nach Fälligkeit und Rechnungszugang ein. Im Verzugsfall sind wir berechtigt, Verzugszinsen in gesetzlicher Höhe (§ 
288 BGB) in Rechnung zu stellen. Der Nachweis eines weitergehenden Verzugsschadens bleibt vorbehalten. 
3.5 Im Falle des Zahlungsverzugs sind wir berechtigt, ohne vorherige Ankündigung ein Zurückbehaltungsrecht an noch ausstehenden 
Lieferungen und Leistungen auszuüben oder Vorauszahlungen bzw. Sicherheitsleistungen zu verlangen. Außerdem können wir alle 
offenen Forderungen sofort fällig stellen und Barzahlung gegen Rückgabe angenommener Wechsel verlangen. Gleiches gilt, wenn 
nach Auftragsannahme Tatsachen bekannt werden, die berechtigte Zweifel an der Zahlungsfähigkeit des Kunden aufkommen lassen. 
3.6 Der Kunde ist nicht berechtigt, gegenüber unseren Forderungen mit Gegenansprüchen aufzurechnen, soweit diese nicht 
ausdrücklich von uns anerkannt oder rechtskräftig festgestellt wurden. Ein Zurückbehaltungsrecht steht dem Kunden nur zu, wenn 
sein Gegenanspruch aus demselben Vertragsverhältnis herrührt. Ein Zurückbehaltungsrecht wegen Teilleistungen im Sinne von § 320 
Abs. 2 BGB ist ausgeschlossen. 
 
§ 4 Gefahrübergang, Lieferung und Lieferzeit 
4.1 Bei Warenlieferungen geht die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Ware mit Verlassen 
unseres Werks oder Auslieferungslagers auf den Kunden über. Im Falle der Abholung durch den Kunden erfolgt der 
Gefahrübergang mit der Anzeige der Abholbereitschaft. Versand und Transport erfolgen stets auf Kosten und Gefahr des Kunden. 
Sofern keine anderweitigen schriftlichen Anweisungen des Kunden vorliegen, obliegt uns die Wahl der Versandart. Eine 
Transportversicherung wird ausschließlich auf ausdrückliche Weisung des Kunden und auf dessen Kosten abgeschlossen. 
Verzögert sich der Versand aus Gründen, die der Kunde zu vertreten hat, so geht die Gefahr bereits mit der Anzeige der 
Versandbereitschaft auf den Kunden über. Für Lieferungen ins Ausland gilt die Klausel FCA (Free Carrier) gemäß INCOTERMS 2020. 
4.2 Satz 4.1 findet auch Anwendung, wenn wir eine Installation des Liefergegenstands beim Kunden vornehmen, es sei denn, die 
Lieferung und Installation sind Gegenstand eines Werkvertrags. In diesem Fall erfolgt der Gefahrübergang erst mit der Abnahme 
des Werkes durch den Kunden. 
4.3 Liefer- und Leistungsfristen sind, sofern nicht ausdrücklich schriftlich anders vereinbart, unverbindlich. Fest zugesagte Liefer- 
oder Leistungsfristen beginnen erst mit Zugang unserer Auftragsbestätigung, jedoch nicht vor vollständiger und ordnungsgemäßer 
Erfüllung sämtlicher Mitwirkungspflichten des Kunden, insbesondere der Klärung technischer Fragestellungen sowie bei 
Auslandsgeschäften erst nach Eingang der vereinbarten Zahlung (z. B. Vorkasse oder bestätigtes Akkreditiv). Bei Warenlieferungen 
gilt die Frist als eingehalten, wenn bis zum Ablauf der Frist der Liefergegenstand unser Werk oder Auslieferungslager verlassen hat 
oder die Abhol- bzw. Versandbereitschaft dem Kunden angezeigt wurde. Diese Regelung gilt nicht, soweit eine 
Abnahmeverpflichtung oder eine laufende Monatslieferverpflichtung vertraglich vereinbart wurde. 
4.4 (siehe oben) 
4.5 Das gesetzliche Rücktrittsrecht des Kunden bleibt unberührt, setzt jedoch voraus, dass wir die Verzögerung zu vertreten 
haben. Der Kunde ist verpflichtet, auf unser Verlangen innerhalb einer angemessenen Frist schriftlich zu erklären, ob er wegen der 
Liefer- oder Leistungsverzögerung vom Vertrag zurücktritt oder auf der Leistung besteht. 
4.6 Höhere Gewalt sowie unvorhersehbare, von uns nicht zu vertretende Betriebsstörungen, insbesondere Streiks, Energie- oder 
Rohstoffmangel sowie nicht rechtzeitige Selbstbelieferung durch unsere Vorlieferanten, befreien uns für die Dauer der Störung 
von der Verpflichtung zur Lieferung oder Leistung. Die Liefer- und Leistungsfristen verlängern sich entsprechend. Bereits erbrachte 
Vorleistungen des Kunden werden zurückerstattet; weitergehende Schadensersatzansprüche sind ausgeschlossen, es sei denn, wir 
haften aufgrund zwingender gesetzlicher Vorschriften, insbesondere bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit oder bei Verletzung 
von Leben, Körper oder Gesundheit. 
4.7 Teillieferungen und Teilleistungen sind zulässig, sofern sie dem Kunden zumutbar sind und nicht zu erheblichen Nachteilen 
führen. 
 
§ 5 Eigentumsvorbehalt 
5.1 Bei Warenlieferungen bleibt die gelieferte Ware bis zur vollständigen Erfüllung sämtlicher aus der Geschäftsverbindung mit 
dem Kunden entstandenen Forderungen, gleich aus welchem Rechtsgrund, unser Eigentum. Bei laufender Rechnung gilt das 
vorbehaltene Eigentum als Sicherung für unsere jeweilige Saldoforderung.  
5.2 Verkauft der Kunde die Vorbehaltsware im ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr weiter, so tritt er hiermit sämtliche 
Forderungen in Höhe des vereinbarten Verkaufspreises (einschließlich Umsatzsteuer) aus der Weiterveräußerung gegen seinen 
Abnehmer an uns ab, soweit sie sich aus der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware ergeben (verlängerter Eigentumsvorbehalt). 
Wir nehmen diese Abtretung an. Der Kunde bleibt jedoch zum Einzug der Forderungen bis auf Widerruf ermächtigt.  
5.3 Verarbeitet oder verbindet der Kunde die Vorbehaltsware mit anderen Waren, ohne dass wir es ausdrücklich untersagen, so 
erwerben wir Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Rechnungswertes der Vorbehaltsware zum Wert der anderen 
verwendeten Waren zum Zeitpunkt der Verarbeitung oder Verbindung. Wird die Vorbehaltsware mit nicht unser Eigentum 
gehörenden Gegenständen verbunden, so gilt als vereinbart, dass wir Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des 
Rechnungswertes der Vorbehaltsware zur Summe der Werte aller verbundenen Sachen erhalten. Der Kunde verwahrt das 
Eigentum oder Miteigentum für uns unentgeltlich.  
5.4 Falls die verarbeitete oder verbundene Sache unser Eigentum ganz oder teilweise ersetzt, gilt der verlängerte 
Eigentumsvorbehalt entsprechend für die neue Sache. Der Kunde tritt uns bereits jetzt die ihm aus der Weiterveräußerung dieser 
neuen Sache zustehenden Forderungen im Umfang unseres Miteigentumsanteils ab.  
5.5 Der Kunde verpflichtet sich, die Vorbehaltsware pfleglich zu behandeln, ordnungsgemäß zu lagern und auf Verlangen von uns 
gegen Diebstahl, Beschädigung, Verlust und sonstige Gefahren ausreichend zu versichern. Die Ansprüche aus der Versicherung 
tritt der Kunde uns hiermit bis zur Höhe unserer Forderungen ab.  
5.6 Kommt der Kunde mit seinen Zahlungsverpflichtungen in Verzug oder liegt ein sonstiger wichtiger Grund vor, sind wir 
berechtigt, die Vorbehaltsware zurückzunehmen und deren Herausgabe zu verlangen. Die Rücknahme gilt nicht als Rücktritt vom 
Vertrag, es sei denn, wir erklären dies ausdrücklich schriftlich. Nach Rücknahme sind wir berechtigt, die Ware zu verwerten; der 
Erlös wird nach Abzug angemessener Kosten auf die Forderungen angerechnet.  
5.7 Bei Pfändungen oder sonstigen Eingriffen Dritter hat uns der Kunde unverzüglich schriftlich zu informieren, damit wir unsere 
Rechte geltend machen können. Erstattet der Dritte die zur Rechtsdurchsetzung notwendigen Kosten nicht, haftet der Kunde für 
den entstandenen Ausfall.  
5.8 Der Kunde darf die Vorbehaltsware oder die daraus resultierenden Forderungen weder verpfänden noch sicherungsweise 
abtreten. Eine etwaige Globalzession gilt ausdrücklich nicht für die an uns abgetretenen Forderungen.  
5.9 Übersteigt der Wert der bestehenden Sicherheiten unsere Forderungen um mehr als 10 %, sind wir auf Verlangen des Kunden 
zur Freigabe entsprechender Sicherheiten verpflichtet; die Auswahl der freizugebenden Sicherheiten obliegt uns. 
 
§ 6 Sachmängel bei Lieferungen und Werksleistungen 
6.1 Bei Warenlieferungen hat der Kunde den Liefergegenstand unverzüglich nach Empfang sorgfältig zu prüfen und eventuell 
Mängelrügen unverzüglich schriftlich bei uns geltend zu machen. Mängel gelten als rechtzeitig gerügt, wenn sie innerhalb von 
sieben Tagen ab Empfang, bei versteckten Mängeln innerhalb von sieben Tagen ab Entdeckung, angezeigt werden. 
Werkleistungen sind vom Kunden unverzüglich nach Leistungserbringung abzunehmen. Wegen unwesentlicher Mängel kann die 
Abnahme nicht verweigert werden.  
6.2 Im Falle von rechtzeitig gerügten Mängeln des Liefergegenstandes sowie im Falle von bei der Abnahme nicht bekannten 
Mängeln von Werkleistungen hat der Kunde zunächst Anspruch auf Nacherfüllung innerhalb einer angemessenen, vom Kunden zu 
setzenden Frist. Die Nacherfüllung erfolgt nach unserer Wahl durch Mängelbeseitigung oder Ersatzlieferung/-leistung.  

Ersetzte Teile werden unser Eigentum und sind an uns zurückzugeben. Erfolgt eine Mängelrüge zu Unrecht, sind wir berechtigt, 
die uns entstehenden Aufwendungen vom Kunden ersetzt zu verlangen.  
6.3 Soweit uns die Nacherfüllung gemäß Nr. 6.2 auch im zweiten Versuch nicht gelingt, kann der Kunde unbeschadet etwaiger 
Schadens- oder Aufwendungsersatzansprüche nach seiner Wahl Herabsetzung der Vergütung für die Lieferung oder Leistung 
(Minderung) verlangen, den Mangel selbst beseitigen und Ersatz der erforderlichen Aufwendungen verlangen (gilt nur bei 
Werkleistungen) oder – sofern unsere Pflichtverletzung nicht nur unerheblich ist – vom Vertrag zurücktreten.  
6.4 Ansprüche des Kunden wegen Sachmängeln bestehen nicht, soweit ein Mangel darauf beruht, dass unser Liefer- oder 
Leistungsgegenstand eigenmächtig, insbesondere durch Einbau von fremden Teilen, bei Software durch Nachprogrammierung, 
verändert worden ist oder nicht in Übereinstimmung mit der jeweils gültigen Produkt– oder Programmbeschreibung, 
Bedienungsanleitung oder den sonstigen produktspezifischen Unterlagen benutzt wurde, insbesondere nicht geeignete Anbau-, 
Zubehörteile oder nicht geeignete Komponenten verwendet wurden, oder durch nicht oder nicht ausreichend geschultes 
Fachpersonal bedient oder nicht ordnungsgemäß gewartet wurde oder außerhalb des vereinbarten Verwendungszwecks 
eingesetzt wurde oder nach dem Ende des Produktlebenszyklus weiter verwendet wurde oder unsachgemäß behandelt oder 
genutzt wurde, was insbesondere bei einer mutwillig herbeigeführten Funktionsbeeinträchtigung der Fall ist.  
6.5 Sachmängelansprüche verjähren in 12 Monaten ab Ablieferung (bei Warenlieferungen) bzw. ab Abnahme (bei 
Werkleistungen). Diese Verjährungsfrist gilt auch für Schadens- oder Aufwendungsersatzansprüche im Zusammenhang mit 
Mängeln, soweit sie nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruhen und auch nicht zu einer Verletzung des Lebens, der 
Gesundheit oder des Körpers führen. Sie gilt jedoch nicht, soweit das Gesetz zwingend eine längere Verjährungsfrist vorschreibt, 
wie z. B. in §§ 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB, 479 Abs. 1 BGB, 634a Abs. 1 Nr. 2 BGB. Für Ersatzstücke und andere Leistungen im Rahmen 
der Nacherfüllung gilt die für den ursprünglichen Liefer- oder Leistungsgegenstand geltende Verjährungsfrist. 
 
§ 7 Rechtsmängel 
7.1 Wir gewährleisten, dass die von uns erbrachte Leistung frei von Rechten Dritter ist, welche die vertragsgemäße Nutzung 
durch den Kunden oder dessen Abnehmer beeinträchtigen.  
7.2 Der Kunde ist verpflichtet, uns unverzüglich schriftlich zu unterrichten, sobald ihm Ansprüche Dritter wegen Rechtsmängeln 
bekannt werden. Er hat uns sämtliche erforderlichen Vollmachten und Befugnisse zur Abwehr solcher Ansprüche zu erteilen.  
7.3 Im Falle eines Rechtsmangels sind wir nach unserer Wahl berechtigt, die Rechte Dritter, die der vertragsgemäßen Nutzung 
der Leistung entgegenstehen, durch geeignete Maßnahmen zu beseitigen oder die Leistung so zu verändern oder zu ersetzen, 
dass keine Rechte Dritter mehr verletzt werden, sofern hierdurch die vertraglich vereinbarte Funktionalität nicht beeinträchtigt 
wird.  
7.4 Schlägt die Beseitigung des Rechtsmangels gemäß Nr. 7.3 innerhalb einer vom Kunden schriftlich gesetzten angemessenen 
Frist, auch nach etwaigen Wiederholungen, fehl, kann der Kunde unbeschadet weitergehender Schadens- oder 
Aufwendungsersatzansprüche gemäß Nr. 8 nach seiner Wahl Minderung der Vergütung verlangen oder, sofern der 
Rechtsmangel nicht nur unerheblich ist, vom Vertrag zurücktreten (beim Softwarekauf) beziehungsweise den Vertrag kündigen.  
7.5 Die Verjährung von Ansprüchen wegen Rechtsmängeln richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften, insbesondere nach 
den in Nr. 4.5 genannten Fristen 
 
§ 8 Aufwendungsersatz 
8.1 Wir haften nach den gesetzlichen Vorschriften, sofern der Kunde Schadens- oder Aufwendungsersatzansprüche geltend 
macht, die auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit, auf der Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit oder auf der 
Nichteinhaltung ausdrücklich schriftlich abgegebener Garantien beruhen.  
8.2 Bei einfacher Fahrlässigkeit haften wir nur bei der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, also solcher Pflichten, deren 
Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der 
Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf. In diesen Fällen ist die Haftung auf den bei Vertragsschluss 
vorhersehbaren, vertragstypischen Schaden begrenzt. Schadens- und Aufwendungsersatzansprüche nach dieser Nr. 8.2 
verjähren in zwölf Monaten; für den Verjährungsbeginn gilt § 199 Abs. 1 BGB.  
8.3 Bei Datenverlust haften wir ausschließlich für denjenigen Aufwand, der bei ordnungsgemäßer und regelmäßiger 
Datensicherung durch den Kunden oder dessen Abnehmer für die Wiederherstellung der verlorenen Daten erforderlich wäre.  
8.4 Eine weitergehende Haftung auf Schadens- oder Aufwendungsersatz als in diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
vorgesehen, ist ohne Rücksicht auf die Rechtsnatur des geltend gemachten Anspruchs ausgeschlossen. Zwingende gesetzliche 
Haftungsregelungen, insbesondere nach dem Produkthaftungsgesetz, bleiben unberührt.  
8.5 Soweit unsere Haftung nach diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen ausgeschlossen oder beschränkt ist, gilt dies auch für 
eine persönliche Haftung unserer gesetzlichen Vertreter, Organe, Mitarbeiter sowie unserer Erfüllungs- und 
Verrichtungsgehilfen. 
 
§ 9 Geräterücknahme und -entsorgung 
9.1 Der Kunde verpflichtet sich, die gelieferten Geräte nach Nutzungsbeendigung auf eigene Kosten gemäß den gesetzlichen 
Bestimmungen, insbesondere des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes (ElektroG), ordnungsgemäß zu entsorgen.  
9.2 Der Kunde stellt uns als Hersteller im Sinne des § 19 ElektroG von sämtlichen Verpflichtungen zur Rücknahme und 
Entsorgung sowie den damit in Zusammenhang stehenden Ansprüchen Dritter frei.  
9.3 Der Kunde verpflichtet sich, Dritte, an die er die unter das ElektroG fallenden, von uns gelieferten Geräte weitergibt und die 
diese nicht im Rahmen eines privaten Haushalts nutzen, vertraglich zur ordnungsgemäßen Entsorgung nach 
Nutzungsbeendigung auf deren Kosten zu verpflichten. Zugleich ist er verpflichtet, diesen Dritten eine entsprechende 
Weiterverpflichtung gegenüber deren Abnehmern aufzuerlegen. 9.4 Kommt der Kunde der Verpflichtung gemäß Nr.  
9.3 nicht nach, so bleibt er selbst zur Rücknahme und ordnungsgemäßen Entsorgung der gelieferten Geräte nach 
Nutzungsbeendigung auf eigene Kosten verpflichtet.  
9.5 Unsere Ansprüche gegen den Kunden auf Freistellung gemäß Nr. 9.2 sowie auf vertragliche Weiterverpflichtung seiner 
Abnehmer gemäß Nr. 9.3 oder auf Rücknahme und Entsorgung gemäß Nr. 9.4 verjähren nicht vor Ablauf von zwei Jahren nach 
der endgültigen Beendigung der Nutzung des jeweiligen Geräts. Die Verjährungsfrist beginnt frühestens mit Zugang einer 
schriftlichen Mitteilung des Kunden über die Beendigung der Nutzung bei uns. 
 
§ 10 Schutz vertraulicher Informationen 
10.1 Die Vertragsparteien verpflichten sich, alle wesentlichen, nicht allgemein bekannten geschäftlichen, technischen oder 
sonstigen Informationen der jeweils anderen Vertragspartei, die ihnen im Rahmen der Vertragsanbahnung oder -durchführung 
bekannt werden, streng vertraulich zu behandeln und ausschließlich zur Erfüllung des jeweiligen Vertrages zu verwenden. Diese 
Verpflichtung besteht unter Anwendung der im Geschäftsverkehr üblichen Sorgfalt auch über die Dauer des 
Vertragsverhältnisses hinaus. Ein weitergehender Schutz besonders vertraulicher Informationen sowie deren Nutzung bedarf 
einer gesonderten schriftlichen Vereinbarung (Vertraulichkeitsvereinbarung).  
10.2 Von dieser Vertraulichkeitspflicht ausgenommen sind Informationen, die ohne Vertragsverletzung allgemein bekannt oder 
der jeweils empfangenden Partei bereits rechtmäßig bekannt waren oder von dieser unabhängig entwickelt wurden. Ideen, 
Konzepte, Methoden oder Techniken, die nicht durch Urheber- oder sonstige Schutzrechte geschützt sind und nicht Gegenstand 
einer gesonderten Vertraulichkeitsvereinbarung sind, dürfen von den Vertragsparteien frei verwendet werden. 
 
§ 11 Außenwirtschaftsrechtliche Verpflichtungen und Verpflichtungen nach dem Medizinprodukterecht 
11.1 Der Kunde verpflichtet sich, sämtliche jeweils geltenden außenwirtschaftsrechtlichen Vorschriften – insbesondere das 
Außenwirtschaftsgesetz (AWG), die Außenwirtschaftsverordnung (AWV), einschlägige EU-Verordnungen sowie relevante 
ausländische Export- und Zollbestimmungen – strikt zu beachten. Auf unser Verlangen hat der Kunde eine den gesetzlichen 
Anforderungen entsprechende Endverbleibserklärung abzugeben.  
11.2 Im Falle der Lieferung von Medizinprodukten ist der Kunde verpflichtet, alle gesetzlichen Vorgaben zur Rückverfolgbarkeit, 
Installation, Verifizierung, Instandhaltung (einschließlich Reparatur und Wartung) sowie Wiederholungsprüfungen vollständig 
und ordnungsgemäß zu dokumentieren. Die entsprechenden Aufzeichnungen sind für einen Zeitraum aufzubewahren, der 
mindestens der von uns festgelegten Lebensdauer des jeweiligen Medizinprodukts entspricht. Der Kunde gewährt uns und den 
zuständigen Behörden jederzeit uneingeschränkte Einsicht in diese Unterlagen.  
11.3 Der Kunde verpflichtet sich, an den von uns angebotenen Produktschulungen teilzunehmen, die zum Erwerb und zur 
Aufrechterhaltung der erforderlichen Sachkenntnis über Integral Medical Medizinprodukte erforderlich sind. Der Erwerb und 
Nachweis dieser Sachkenntnis ist auf Verlangen durch geeignete Nachweise gegenüber uns und/oder den zuständigen Behörden 
zu belegen. Diese Verpflichtung gilt für sämtliche Mitarbeiter des Kunden, die Endkunden über Integral Medical Produkte 
beraten oder diese in deren sachgerechte Nutzung einweisen.  
11.4 Die Installation, Verifizierung, Instandhaltung sowie Wiederholungsprüfungen der von uns gelieferten Medizinprodukte 
dürfen ausschließlich durch Personen durchgeführt werden, die eine technische Schulung zur jeweiligen Produktgruppe bei uns 
absolviert und ein gültiges, dem Produkt zugeordnetes Schulungszertifikat erhalten haben. Dabei ist die jeweils befristete 
Gültigkeitsdauer des Zertifikats strikt zu beachten.  
11.5 Der Kunde ist verpflichtet, unseren Sicherheitsbeauftragten für Medizinprodukte unverzüglich schriftlich über sämtliche 
ihm bekannt gewordenen Vorkommnisse, insbesondere über Nebenwirkungen, wechselseitige Beeinflussungen, Fehlfunktionen, 
technische Mängel, Fälschungen, unzureichende Kennzeichnungen oder sonstige Risiken im Zusammenhang mit Integral Medical 
Produkten zu informieren. Der Kunde verpflichtet sich ferner, uns im Rahmen von Reklamationen, Vorkommnissen, 
behördlichen Meldepflichten sowie korrektiven Maßnahmen – insbesondere Produktrückrufen – in angemessener Weise zu 
unterstützen, insbesondere durch unverzügliche Bereitstellung der gemäß Ziffer 11.2 geforderten Unterlagen.  
11.6 Sofern der Kunde Tätigkeiten im Sinne des § 6 der deutschen Röntgenverordnung (RöV) oder entsprechender ausländischer 
Regelungen ausübt – insbesondere im Rahmen der geschäftsmäßigen Prüfung, Erprobung, Wartung oder Instandsetzung von 
Röntgeneinrichtungen –, hat der Kunde dies vor Aufnahme der Tätigkeit unverzüglich der zuständigen Behörde schriftlich 
anzuzeigen und uns diesen Nachweis auf Verlangen vorzulegen 
 
§ 12 Anwendbares Recht, Erfüllungsort und Gerichtsstand 
12.1 Auf sämtliche Rechtsbeziehungen zwischen uns und dem Kunden findet ausschließlich das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland Anwendung. Die Anwendung des internationalen Privatrechts, des UN-Kaufrechts (CISG) sowie sonstiger 
internationaler Übereinkommen über den Warenkauf ist ausdrücklich ausgeschlossen.  
12.2 Erfüllungsort für sämtliche Leistungen der Vertragsparteien ist unser Geschäftssitz. Ausschließlicher Gerichtsstand für alle 
sich aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten ist – soweit gesetzlich zulässig – Bad 
Oeynhausen. Wir sind jedoch berechtigt, den Kunden auch an dessen allgemeinen Gerichtsstand zu verklagen. 
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